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An fra g e b e a n t w 0 r tun g 

Eine Anfrage der A~. Neu wir t h und Genossen, betreffend 

Änderung der Betriebsrats-Wahlordnung/hat Bundesminister für soziale 

Verwaltung Mai s e 1 in folgender Weise beantwortet; 

In der vorbezeiohneten Anfrage wird ausgeführt, dass bei der Duroh­

führung von Bet~iebsratswahlen die Wahlvorstände nioht immer die ihnen 

gesetzlioh auferlegte Pflioht der objektiven Überwaohung des Wahl vorganges 

erfüllen und oftmals nioht in der Lage seien, bestin~te Rechtsfragen 

riohtig zu beurteilen, oder aber geneigt saien, ihre Reohte politisoh zu 

missbrauchen. Die Mögliohkeit Eier Anfeohtung einer Wahl erst naoh deren Ab­

sohluss berge eine ganze Reihe von sohweren Naohteilen in sich. Es müsse 

demnach erreioht·werden, dass die Entsoheidung über einen strittigen Wahlvor­

sohlag einem parteiisohen Wahlvotstand genommen und in die Hände des zustän­

digen EinigUngs amt es gelegt werde" Es wurde an den Bundesminister für 

soziale Verwaltung die Anfrage geriohtet, ob er bereit sei, eine entspreohen­

de Änderung der Betriebsrats--Wahlordnung~ die in der Anfrage näher auage~ 

führt ist, vorzunehmen. 

In Beantwortung Eier Anfrage beehre ioh mich, nachstehendes mitzuteilen: 

Der Anfrage liegt der Gedanke zugrunde I dass bei der Durohführung der 

B9tr1ebsratswahlen das Einigungsamt in Streitfällen über die Zulassung 

von Wahlvorsohlägen entsoheiden soll, nooh ehe die Wahl durohgeführt wurde. 

De~ stehen n10ht nur die Bestimmungen der Betriebsrats-Wahlordnung (§ 15 
Abs.4); sondern auch die Bestimmungen des Betriebsrätegesetzes (§ 9 Abs.7) 

entgegen, die festlegen, dass die Gültigkeit der Wahl erst naohKund.m8.ohung 

des Wahl ergebnisses beim Einigungsamt angefoohten werden kann. Es wäre daher 

nioht nur eine Änderung der Betrie"tera"ts---W3,hlordnung, sondorn a.uoh eine 

Novell1erung des Betriebsrätegesetzes erforderlioh. 
loh halte eine Änderung der bestehenden Vorschriften im beantragten 

Sinne nioht für angebraoht. Diese Änderung würde dem demokratisohen Prinsipl 
das dem ßetriebsrätegeset~ zugrunde liegt und bei der seinerzeitigen Be~ 
schlussfassung im Nationalra.t die einmütige Billigung aller Parteien gefunden 
hat, w1derspreOhen, wonaoh aie Erstellung der Wahlvorsohläge und die Durohw 
führung der Wahl den Vertretern der Betriebsangehörigen übertragen ist, ohne 
dass die Staatsgewalt in den Wa.hlvorgang eingreifen soll. Erst wenn die Wahl 
durchgeführt ist und wegen eines Vertosses gegen die bestehenden Vorsohriften 
die Wahl angefoohten wird, soll die hiezu berufene Behörde entsoheiden. Die . 
beantragte Änderung würda ausserdem eine wesentliche Verzögerung der Wahl so­
wie eine Verwaltungsmehrarbeit für die Eintgungsärnter mit sioh bringen, da 
diese dann bei ein und derselben Wahl allenfalls mehrmals ents-oheiden mtisstenOl 
Im übrigen sind mir nur wenige Fälle bekannt geworden, bei ~enen Bestimmungen 
des Wahlvertahrens verletzt wurden, die geeignet gewesen Sind, das Wahlergeb­
nie zu beeinflussen; durch Entscheidung des Einigungsamtes wurde in diesen 
Fällen Abhilfe gasehaffe~ -~-.-
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